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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode
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19. 02. 02

Mitteilung des Senats vom 19. Februar 2002

Durchsetzung des Prinzips der Chancengleichheit von Männern und Frauen in
der Bremer Landespolitik (Gender Mainstreaming)

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Senat mit folgendem Beschluss vom 16. Mai
2001 gebeten, einen Bericht zur

„Gleichstellung von Frauen und Männern gezielt und konsequent umsetzen —
Gender Mainstreaming als Strategie im politischen Handeln verankern“

vorzulegen:

„1. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, den Gedanken, Zielen und
Prinzipien des „Gender Mainstreaming“ in allen Verantwortungsbereichen bre-
mischer Politik die notwendige Bedeutung und Geltung zu verschaffen. Dieser
Prozess kann durch folgende Einzelmaßnahmen begleitet und unterstützt werden:

— Führungskräfte sollen in Fortbildungen mit Thema, Zielen und Prinzipien des
„Gender Mainstreaming“ vertraut gemacht werden mit dem Ziel, es im prak-
tischen Führungsprozess angemessen zu berücksichtigen, und motiviert wer-
den, es entsprechend anzuwenden und umzusetzen. Dabei kommt Wissen um
Handlungsmöglichkeiten zum Erkennen und zum Abbau geschlechter-
spezifischer Ungerechtigkeiten und Diskriminierungen besondere Bedeutung
zu. Entsprechend der Zielsetzung und dem Anspruch des „Gender
Mainstreaming“, Prinzip des täglichen Handelns und Entscheidens zu sein,
sollen die entsprechenden Inhalte grundsätzlich selbstverständlicher Bestand-
teil auch des bestehenden Fortbildungsangebotes insbesondere für Führungs-
kräfte werden.

— Zur Feststellung von Handlungsbedarfen, aber auch zur Beurteilung von Ent-
wicklungen und Erfolgen bei der Umsetzung des „Gender Mainstreaming“
soll bei den in der Zuständigkeit des Landes geführten Statistiken, im Be-
richtswesen und bei Evaluationen möglichst eine geschlechterdifferenzierte
Erhebung, Auswertung und Veröffentlichung von Daten erfolgen.

2. Der Senat wird gebeten, neben den Maßnahmen zur Umsetzung des „Gender
Mainstreaming“ im unmittelbaren Verantwortungsbereich der öffentlichen Hand
zu prüfen, wie im Zusammenwirken insbesondere z. B. mit Unternehmen, Verbän-
den und Kammern Ziele und Prinzipien in der gesamten Arbeitswelt umgesetzt
werden können.

3. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, für die praktikable Umset-
zung des „Gender Mainstreaming“ Zuständigkeiten in seinen Verantwortungsbe-
reichen festzulegen. Außerdem sollen Indikatoren und Prüfinstrumente entwik-
kelt werden, die die Umsetzung deutlich machen und gegebenenfalls eine Weiter-
entwicklung ermöglichen.

4. Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat, ihr bis Ende 2001 einen Bericht
vorzulegen über den Stand der Umsetzung dieses Vorhabens insgesamt sowie der
Einzelmaßnahmen.“
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Der Bericht konnte in der gesetzten Frist nicht vorgelegt werden, da
zeitaufwändige Abstimmungen erforderlich waren.

Der Senat legt in der Anlage den erbetenen Bericht mit der Bitte um Kenntnisnah-
me vor.

Bericht zur Durchsetzung des Prinzips der Chancengleichheit von Männern und
Frauen in der Bremer Landespolitik (Gender Mainstreaming) (Beschluss der Bür-
gerschaft [Landtag] vom 16. Mai 2001)

Die Bürgerschaft (Landtag) hat folgende Berichtsanforderung an den Senat ge-
richtet:

„Gleichstellung von Frauen und Männern gezielt und konsequent umsetzen —
Gender Mainstreaming als Strategie im politischen Handeln verankern“ (Antrag
der Fraktionen der SPD und der CDU vom 15. Mai 2001, Drs. 15/715)

„1. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, den Gedanken, Zielen und
Prinzipien des „Gender Mainstreaming“ in allen Verantwortungsbereichen bre-
mischer Politik die notwendige Bedeutung und Geltung zu verschaffen. Dieser
Prozess kann durch folgende Einzelmaßnahmen begleitet und unterstützt werden:

— Führungskräfte sollen in Fortbildungen mit Thema, Zielen und Prinzipien des
„Gender Mainstreaming“ vertraut gemacht werden mit dem Ziel, es im prak-
tischen Führungsprozess angemessen zu berücksichtigen, und motiviert wer-
den, es entsprechend anzuwenden und umzusetzen. Dabei kommt Wissen um
Handlungsmöglichkeiten zum Erkennen und zum Abbau geschlechter-
spezifischer Ungerechtigkeiten und Diskriminierungen besondere Bedeutung
zu. Entsprechend der Zielsetzung und dem Anspruch des „Gender
Mainstreaming“, Prinzip des täglichen Handelns und Entscheidens zu sein,
sollen die entsprechenden Inhalte grundsätzlich selbstverständlicher Bestand-
teil auch des bestehenden Fortbildungsangebotes insbesondere für Führungs-
kräfte werden.

— Zur Feststellung von Handlungsbedarfen, aber auch zur Beurteilung von Ent-
wicklungen und Erfolgen bei der Umsetzung des „Gender Mainstreaming“
soll bei den in der Zuständigkeit des Landes geführten Statistiken, im Be-
richtswesen und bei Evaluationen möglichst eine geschlechterdifferenzierte
Erhebung, Auswertung und Veröffentlichung von Daten erfolgen.

2. Der Senat wird gebeten, neben den Maßnahmen zur Umsetzung des „Gender
Mainstreaming“ im unmittelbaren Verantwortungsbereich der öffentlichen Hand
zu prüfen, wie im Zusammenwirken insbesondere z. B. mit Unternehmen, Verbän-
den und Kammern Ziele und Prinzipien in der gesamten Arbeitswelt umgesetzt
werden können.

3. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, für die praktikable Umset-
zung des „Gender Mainstreaming“ Zuständigkeiten in seinen Verantwortungsbe-
reichen festzulegen. Außerdem sollen Indikatoren und Prüfinstrumente entwik-
kelt werden, die die Umsetzung deutlich machen und gegebenenfalls eine Weiter-
entwicklung ermöglichen.

4. Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat, ihr bis Ende 2001 einen Bericht
vorzulegen über den Stand der Umsetzung dieses Vorhabens insgesamt sowie der
Einzelmaßnahmen.“

Der Senat gibt dazu folgenden Bericht für seinen Zuständigkeitsbereich ab:

Im Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 hat sich die Europäische Union in
Artikel 3 Abs. 2 verpflichtet, darauf hinzuwirken, Ungleichheiten zu beseitigen
und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern. In den
Beschäftigungspolitischen Leitlinien für 1999 heißt es demgemäß in Leitlinie 19:
„Daher werden die Mitgliedstaaten einen Gender-Mainstreaming-Ansatz bei
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Umsetzung der Leitlinien in allen vier Säulen zugrunde legen. Im Hinblick auf
eine aussagekräftige Bewertung der mit dem Mainstreaming erzielten Fortschritte
haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass geeignete Datenerhebungs-
systeme und -verfahren zur Verfügung stehen“.

„Gender Mainstreaming besteht in der (Re-)Organisation, Verbesserung, Ent-
wicklung und Evaluierung der Entscheidungsprozesse mit dem Ziel, dass die an
politischer Gestaltung beteiligten Akteure und Akteurinnen den Blickwinkel der
Gleichstellung zwischen Frauen und Männern in allen Bereichen und auf allen
Ebenen einnehmen.“ (Europarat: Gender Mainstreaming. Konzeptueller Rahmen,
Methodologie und Beschreibung bewährter Praktiken, Straßburg 1999).

Der Begriff Gender Mainstreaming bezeichnet den Prozess und die Vorgehens-
weise, die Geschlechterperspektive in die Gesamtpolitik aufzunehmen. Dies be-
deutet, die Entwicklung, Organisation und Evaluierung von politischen Entschei-
dungsprozessen und Maßnahmen so zu betreiben, dass in jedem Politikbereich
und auf allen Ebenen die Ausgangsbedingungen und Auswirkungen auf die Ge-
schlechter berücksichtigt werden, um auf das Ziel einer tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Männern hinwirken zu können. Dieser Prozess soll Bestand-
teil des normalen Handlungsmusters aller Ressorts und Organisationen werden,
die an politischen Entscheidungsprozessen beteiligt sind, und ist eine Quer-
schnittsaufgabe.

Spezifische Frauenförderpolitik und Gender Mainstreaming sind zwei sich ergän-
zende Strategien, um dasselbe Ziel zu erreichen: Die Gleichstellung von Frauen
und Männern. Beide Strategien sind zur Zielerreichung notwendig und ergänzen
sich gegenseitig; sie können sich nicht ersetzen. Die bisherige Frauenförder- oder
Gleichstellungspolitik geht von einer konkreten, an der Lebenssituation von Frau-
en orientierten Problemstellung aus und entwickelt eine Lösung für dieses kon-
krete Problem. Gender Mainstreaming dagegen setzt bei allen politischen Ent-
scheidungen an, auch bei Entscheidungen, die auf den ersten Blick keinen ge-
schlechtsspezifischen Problemgehalt haben.

In diesem Sinne sollen alle Maßnahmen künftig unter einer geschlechts-
bezogenen Perspektive betrachtet werden. Das heißt: Die möglicherweise unter-
schiedlichen Ausgangsbedingungen oder Auswirkungen der politischen Maß-
nahmen auf beide Geschlechter müssen abgefragt und ermittelt werden. Gender
Mainstreaming macht deutlich, dass Politik nicht geschlechtsneutral ist. Die unter-
schiedlichen Realitäten von Frauen und Männern werden zum politischen
Entscheidungskriterium für die Tauglichkeit und Qualität einer jeweiligen Maß-
nahme erhoben.

In der Koalitionsvereinbarung für die 15. Wahlperiode der Bremischen Bürger-
schaft heißt es: „Gleichstellungspolitik ist eine Querschnittsaufgabe Bremer Poli-
tik. Alle Senatorinnen und Senatoren sind verpflichtet zu sichern, dass frauen-
politische Grundsätze berücksichtigt werden. Sie wirken darauf hin, in allen
Einflussbereichen — insbesondere bei Gesetzen, Programmen, Projekten und per-
sonellen Entscheidungen — die strukturelle Benachteiligung von Frauen abzu-
bauen“.

Nachdem die Bundesregierung sowie mehrere Landesregierungen bereits be-
schlossen haben, ihre Politik und ihr Verwaltungshandeln an der Perspektive des
Gender Mainstreaming auszurichten, wird der Senat  entsprechend vorgehen und
die Ressorts auffordern, gleichstellungsrelevante Aspekte in ihre jeweiligen Poli-
tik- und Tätigkeitsfelder sowie in ihr praktisches Verwaltungshandeln einzubezie-
hen.

Als ersten Schritt hat die Landesbeauftragte für Frauen den Staatsrätinnen und
Staatsräten das Prinzip des Gender Mainstreaming erläutert und vereinbart, dass
in Abteilungsleitungs- bzw. Hauskonferenzen eine Einführungsveranstaltung
durch die Bremische Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung
der Frau (ZGF) erfolgt. Dies ist inzwischen in fast allen Ressorts geschehen. Am
16. Juli 2001 hat eine Fortbildungsveranstaltung für die Beschäftigten des Öffent-
lichen Dienstes stattgefunden, in der der damalige Bevollmächtigte der Freien
Hansestadt Bremen für Europa und eine Wissenschaftlerin der Friedrich-Ebert-
Stiftung das Prinzip des Gender Mainstreaming erläutert haben.
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Grundsätzlich soll in jeder Fachpolitik die angestrebte Wirkung bezogen auf die
jeweilige Zielgruppe bei Vorhaben/Maßnahmen im Vordergrund stehen. Dies er-
fordert genaue geschlechterspezifische Kenntnisse über die Zielgruppen.

Neben und gesondert von der Funktion der Frauenbeauftragten nach Landes-
gleichstellungsgesetz (LGG) sollen in den Ressorts bis zum 31. März 2002 Verant-
wortliche für den Prozess innerhalb des jeweiligen Ressorts benannt werden. Ihre
Aufgabe wird vor allem darin bestehen, ressortspezifische Maßnahmen zu initiie-
ren, die das Ziel haben, die Geschlechterperspektive in die jeweilige Fachpolitik
aufzunehmen. Von ihnen sollten beispielsweise

— ressortspezifische geschlechterpolitische Handlungsfelder identifiziert,

— fachbezogenes Wissen über Differenzen und Gemeinsamkeiten in der Le-
benssituation von Frauen und Männern erarbeitet und fachbezogene
geschlechterbezogene Forschungsergebnisse erschlossen,

— Impulse zur Einbeziehung der Geschlechterperspektive in das alltägliche
Verwaltungshandeln gegeben,

— die Geschlechterperspektive im Personalentwicklungskonzept integriert

und

— zielgruppenspezifische Wirkungen in Kontrakten und Verträgen vereinbart
werden.

In diesem Zusammenhang  wird in allen Ressorts darauf geachtet, dass im Zusam-
menhang mit der Beantwortung von parlamentarischen Anfragen oder mit Berich-
ten an den Senat oder die Bürgerschaft (Landtag) möglichst geschlechter-
differenziert geantwortet wird.

Die ZGF und der Senator für die Finanzen werden unter Zuordnung zur
Steuerungsgruppe NSM/Organisation und unter Beteiligng der Ressort-
verantwortlichen bis zum 30. Juni 2002 ein Konzept mit Empfehlungen für die
Implementierung und das Controlling des Prinzips des Gender Mainstreaming in
den Ressorts entwickeln. Die konkrete inhaltliche Ausgestaltung der Umsetzung
des Gender Mainstreaming soll in der Verantwortung der Ressorts liegen. Die Ver-
antwortlichen  der Ressorts sollen unter der Federführung der ZGF und mit Hilfe
der Steuerungsgruppe NSM/Organisation eine koordinierende Funktion für die
Implementation in den Ressorts wahrnehmen. Sie begleiten die Umsetzung der
entwickelten Strategien und Maßnahmen in den Ressorts und analysieren Stärken
und Schwächen im Verfahren und mögliche steuernde Maßnahmen. Einmal jähr-
lich berichten sie gegenüber dem Senat  und der Bürgerschaft über den erreichten
Stand der Umsetzung.

Für ein Handeln im Sinne des Gender Mainstreaming ist die Qualifizierung aller
beteiligten Akteure erforderlich. Dabei geht es zum einen um die Vermittlung von
Basisinformation, Sensibilisierung und Motivation aller Akteure. Daneben ist es
von zentraler Bedeutung, in Fortbildung spezifisches Fachwissen für die jeweili-
gen Fachpolitiken bereitzustellen, da die Akzeptanz des Gender Mainstreaming-
prozesses um so eher gelingt, je deutlicher den Beteiligten wird, dass die Einbe-
ziehung der Frage nach der Gleichstellung der Geschlechter die Wirkungs-
orientierung ihrer Fachpolitik steigert.

Der Senator für Finanzen wird daher in Zusammenarbeit mit den Ressort-
verantwortlichen und der ZGF bis zum 30. Juni 2002 ein Fortbildungskonzept zum
Gender Mainstreaming für den bremischen öffentlichen Dienst erarbeiten, das
dezentral in den Ressorts aufgegriffenen sein wird. Eckpunkte eines solchen Kon-
zeptes sind die bereits von der Bremischen Bürgerschaft aufgezeigten Gender
Trainings zur Sensibilisierung, Reflexion und Know-how-Vermittlung für alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere aber für Führungskräfte zum Erken-
nen und zum Abbau von geschlechterspezifischen Ungerechtigkeiten und Diskri-
minierungen.

Grundlage qualifizierter Entscheidungsfindung und Steuerung unter dem Aspekt
des Gender Mainstreaming ist es, die Lebensbedingungen von Frauen und Män-
nern möglichst in allen Bereichen der Freien Hansestadt Bremen sichtbar zu ma-
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chen. Es gilt zu untersuchen, ob sich Maßnahmen unterschiedlich auf Frauen und
Männer auswirken und in welchem Maße dies der Fall ist; erst dann können
Handlungsalternativen aufgezeigt und bewertet werden. Grundvoraussetzung
dafür ist es, Daten geschlechtsspezifisch zu erheben und auszuwerten. Dies ist
eine Anforderung, die sich auch in der Strukturfondverordnung der EU für die
Förderperiode 2000 bis 2006 findet. Solche geschlechterdifferenzierenden Daten
sollen künftig erhoben werden und sich beispielsweise beziehen auf

— Unter-/Überrepräsentanz von Frauen,

— Unterschiede in den Lebens- und Arbeitsbedingungen von Frauen und Män-
nern,

— Unterschiede zwischen Frauen und Männern in der Verteilung von Ressour-
cen, wie Zeit, Raum, Information, Geld, Bildung, Ausbildung und Beruf,
Gesundheitsversorgung, Wohnverhältnisse, Transportmöglichkeiten, Freizeit-
verhalten, neue Technologien,

— Unterschiede in der Mittelverteilung auf Frauen und Männer bzw. in der Inan-
spruchnahme von Mitteln,

— besondere geschlechtsspezifische Betroffenheit (z. B. Gewalt),

— Einhaltung des Landesgleichstellungsgesetzes.


